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Zur außenpolitischen Konzeption der demokratischen Opposition in Belarus 
Teil 2: Belarus im euro-atlantischen Kontext
Zusammenfassung
Die Analyse schildert  die  Vorstellungen der weißrussischen Opposition zu den verschiedenen 
Dimensionen der  internationalen Beziehungen des Landes,  insbesondere  im Hinblick  auf das 
Verhältnis zum Westen und zu den euro-atlantischen Strukturen.
Um seine einseitige Ausrichtung auf Rußland zu überwinden und so die staatliche Selbständig-
keit  zu behaupten, muß Belarus nach Ansicht der demokratischen Opposition in allen Richtun-
gen außenpolitisch aktiv sein und besonders die Beziehungen zu seinen europäischen Nachbarn 
pflegen. Durch Ökonomisierung der Außenpolitik  müssen neue Absatzmärkte erschlossen wer-
den. In der euro-atlantischen Zusammenarbeit sollte das Land mit seiner eigenen Stimme spre-
chen und sich aktiv an der Bildung einer neuen europäischen Sicherheitsarchitektur beteiligen, 
deren Ecksteine die OSZE, die NATO, die EU, die WEU und der Europarat sind. Eine solche 
Zusammenarbeit, auch militärischer Art im Rahmen des PfP-Programms der NATO, steht nicht 
im  Widerspruch  zur  verfassungsmäßig  gebotenen  Neutralität  des
Landes.
Die besondere Bedeutung der Beziehungen von Belarus zu Rußland anzuerkennen heißt nicht, sie zu 
verabsolutieren. Im Gegenteil:  Die Richtung, in der Belarus den größten Durchbruch in seiner Au-
ßenpolitik  machen muß, ist die  westliche Richtung. Nur eine Zusammenarbeit  mit  den westlichen 
Ländern, die in ihrer Bedeutung derjenigen mit Rußland nicht nachsteht, ermöglicht es, die Selbstän-
digkeit des weißrussischen Staates zu behaupten.
Der Standort von Belarus in Europa
Die Europäische Union und die NATO sind die am weitesten entwickelten internationalen Institutio-
nen, die die moderne Geschichte hervorgebracht hat. Sie wurden unter den Bedingungen des Kalten 
Krieges gegründet und sollten die Voraussetzungen für friedliche Koexistenz schaffen. Heute haben 
sie sich zu einer stabilen multinationalen Gemeinschaft von Völkern umgestaltet, die gleichen Wer-
ten anhängen,  gleichartige  Aufgaben erfüllen und bereit  sind,  um des gemeinsamen Wohls willen 
einen Teil ihrer Souveränität abzutreten und sich gemeinsamen Beschlüssen zu unterwerfen.
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Unsere Position ist eindeutig. Wir sind dafür, daß sich diese multinationale Gemeinschaft in einer 
Weise erweitert, die ganz Europa umfaßt. Die Integration in Europa ist für Belarus strategisch wich-
tig und lebensnotwendig.
Sicher ist das Scheitern der Integration von Belarus in den Westen 1991-93 nicht nur eine Folge der 
Innenpolitik des Landes und seiner Abhängigkeit von Rußland, es ist auch auf fehlenden politischen 
Willen und Fehleinschätzung der Situation seitens der westlichen Staaten zurückzuführen. In dieser 
Zeit verfolgten die USA und die europäischen Staaten ein einziges Ziel: dafür zu sorgen, daß die auf 
dem Territorium von Belarus stationierten Atomwaffen abgezogen werden. Alle übrigen Fragen wur-
den "auf später" verschoben. Die Frage nach dem Standort von Belarus in dem zu schaffenden mittel-
europäischen Kontext trieb die  europäischen und amerikanischen politischen Eliten 1991-93  nicht 
um.
Die westliche Richtung der Außenpolitik von Belarus muß aus mehreren Komponenten bestehen: der 
mitteleuropäischen, der westeuropäischen und der transatlantischen.
Die Grundlage für eine erfolgreiche Zusammenarbeit mit Polen, der Ukraine, Litauen und Lettland 
ist das Fehlen territorialer  Streitigkeiten und Ansprüche.  Alle  Fragen sind auf zwischenstaatlicher 
Ebene geregelt und haben den entsprechenden Niederschlag in völkerrechtlichen Dokumenten gefun-
den.
Wertvoll und zukunftsträchtig sind Kontakte zu Polen, das nicht nur Nachbar ist, sondern auch Vor-
reiter der Reformen in der Ostsee-Schwarzmeer-Region. Als hemmender Faktor in der regionalen Zu-
sammenarbeit erweisen sich die undemokratischen Verhältnisse in Belarus. Wenn diese Probleme ge-
löst sind, dann eröffnen sich weite Möglichkeiten. Polen kann durchaus als eine Lokomotive gesehen 
werden, die den weißrussischen Waggon nach Europa zieht.
Man muß bedenken, daß das Territorium von Belarus jahrhundertelang zwischen mehreren Staaten 
aufgeteilt  war, was bei  der Bevölkerung der verschiedenen Landesteile  zur Heranbildung eigener 
Mentalitäten, Traditionen und außenpolitischer Orientierungen führte. Während die Bevölkerung des 
östlichen Landesteils traditionell  zu engeren Beziehungen mit  Rußland  neigt,  wendet  sich die  im 
Westen Polen zu. Diese entgegengesetzten Orientierungen lassen sich nur dann harmonisch vereini-
gen, wenn sowohl in östlicher als auch in westlicher Richtung eine aktive  Außenpolitik  betrieben 
wird. Sehr wichtig ist, daß die Bürger von Belarus konkrete Resultate der Reformen sehen. Das wird 
zweifellos eine nachhaltige Evolution des Bewußtseins bewirken.
Aktuelle Bedingungen für den Ausbau der Zusammenarbeit mit der EU sind die Harmonisierung der 
Gesetzgebung von Belarus entsprechend den Forderungen und Standards der EU, die Ausarbeitung 
einer Konzeption der Beziehungen zwischen Belarus und der EU bis zum Jahre 2015 sowie die Vor-
bereitung umfassender Verhandlungen über die Errichtung einer Freihandelszone zwischen Belarus 
und der EU.
Was Westeuropa betrifft, so müssen die Beziehungen zu Deutschland allererste Priorität haben. Das 
ist eine objektive Tatsache und erklärt  sich logisch aus der Rolle,  die dieses Land in den europäi-
schen Integrationsprozessen spielt,  und aus den Perspektiven der  weißrussisch-deutschen Handels- 
und Wirtschaftsbeziehungen.
Wenn von der Zukunftsträchtigkeit der Beziehungen zu den Ländern der EU die Rede ist, dann muß 
gesagt  werden,  daß  durchgreifende  Wirtschaftsreformen  ohne  Ökonomisierung  der  Außenpolitik 
nicht möglich sind. Die Außenpolitik hat nicht nur die Interessen der Sicherheit, sondern auch die der 
Wirtschaft zu gewährleisten, sie muß aktiv um Absatzmärkte für Produkte kämpfen, neue Kooperati-
onsverbindungen herstellen  und alte  wiederaufnehmen.  Dabei  ist  eine  Konfrontation  mit  anderen 
Ländern – sogenannte "Wirtschaftskriege" – zu vermeiden.
Eine Diversifizierung der weißrussischen Absatz- und Rohstoffmärkte ist nur möglich, wenn das Pro-
blem der Transportinfrastruktur des Landes gelöst wird. Das bedeutet in erster Linie den Bau eines 
Netzes von Ölterminals an der Ostseeküste und eine Zugangsgarantie für Belarus. Am vollständigsten 
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kommt die  "Transportkonzeption" in der Idee eines Ostsee-Schwarzmeer-Erdölverbunds zum Aus-
druck.
Daneben sind strategische Veränderungen der Transportinfrastruktur nur bei einer zunehmend engen 
regionalen Zusammenarbeit aller interessierten Staaten möglich. Daher besteht eine weitere außenpo-
litische Priorität  für Belarus in dem Bestreben, in der Region eine mächtige Gruppierung von Län-
dern zu schaffen, deren objektives Ziel es ist, den Einfluß Rußlands dort zu verringern und für Bela-
rus Formen der regionalen wirtschaftlichen Spezialisierung festzuschreiben, die für das Land akzep-
tabel sind.
Belarus und die Sicherheit in Europa
Als vollberechtigtes Mitglied  der OSZE hat Belarus die Möglichkeit,  zu einem breiten Kreis von 
Problemen der europäischen Sicherheit eine selbständige Position zu erarbeiten und sich an Verhand-
lungen über Streitkräfte- und Rüstungsbegrenzung und über vertrauensbildende Maßnahmen zu be-
teiligen. Hier kann Belarus mit seiner eigenen Stimme sprechen, d.h. seinen eigenen Stellenwert in 
der europäischen Politik finden und so sein außenpolitisches "Profil" deutlicher festlegen.
Aufgrund seiner geostrategischen Lage in der ehemaligen UdSSR war Belarus nach deren Auseinan-
derbrechen einer der am meisten "militarisierten" europäischen Staaten. Daher wäre es durchaus an-
gebracht, wenn gerade von seiner Seite vernünftige Initiativen zur Verringerung der Militärpotentiale 
der  europäischen Staaten  auf ein  für  die  Verteidigung ausreichendes Mindestmaß  ausgingen.  Das 
würde zur Bildung eines positiven internationalen Images von Belarus beitragen. Im Hinblick auf die 
gewaltigen Aufgaben,  die  zur Beseitigung der Folgen der  Tschernobyl-Katastrophe zu lösen sind, 
wäre es auch angebracht, die ökologischen Aspekte der Sicherheit zu betonen.
Heute bestehen gute politische Voraussetzungen dafür, daß die Suche und Ausarbeitung eines allge-
meinen und umfassenden Sicherheitsmodells für das Europa des 21. Jahrhunderts eine neue Dynamik 
erhält. Ein zentrales Element muß dabei die Festlegung zeitgemäßer Formen des Zusammenwirkens, 
der Koordination und der Koppelung der Anstrengungen der OSZE, der NATO und anderer mit Si-
cherheitsfragen befaßter Strukturen sein.
Die Republik Belarus könnte sich nach unserer Ansicht ebenfalls konsequent für einen einheitlichen 
Sicherheitsraum in Europa einsetzen, in dem es keine Abgrenzungslinien und kein Wiederaufleben 
der Quellen von Spannung und Mißtrauen gibt. Im März 1992 wurde Belarus in den Rat für nordat-
lantische Zusammenarbeit aufgenommen. Am 11. Januar 1995 wurde in Brüssel das Dokument des 
NATO-Programms "Partnerschaft für den Frieden" (PfP) unterzeichnet. Belarus kann die Besonder-
heiten seiner geostrategischen Lage effektiv nutzen, indem es sich in vernünftigen Grenzen an der 
Schaffung neuer Sicherheitsstrukturen, auch solcher unter der Ägide der NATO, beteiligt.
Heute wird allmählich deutlich: Die Bemühungen um die Bildung eines auch nur einigermaßen ge-
wichtigen kollektiven Sicherheitssystems der GUS-Staaten auf der Grundlage des Taschkenter Ver-
trags vom 15.  Mai  1992  sind wenig effizient  und ohne Perspektive.  Die Vorstellungen politischer 
und militärischer Kreise in Rußland, auf der Basis des Vertrags über kollektive Sicherheit eine Mili-
tärorganisation nach dem Muster der NATO zu schaffen, treffen bei einigen GUS-Ländern auf Wi-
derstand. Sie haben kein Interesse an einem hohen Grad militärischer Integration im Raum der ehe-
maligen UdSSR. Insofern sind Hoffnungen, sich durch ein kollektives Sicherheitssystem der GUS ein 
Gefühl der Sicherheit zu verschaffen, kurzsichtig. Außerdem steht für Belarus die Beteiligung an ei-
nem militärisch-politischen Bündnis im Rahmen der GUS im Widerspruch zur nationalen Gesetzge-
bung, in der die Orientierung des Landes auf Neutralität festgelegt ist.
Folglich sollte das Streben nach Sicherheit im Rahmen einer angemessenen Beteiligung an der Bil-
dung einer  neuen europäischen Sicherheitsarchitektur  stattfinden,  deren  Ecksteine  die  OSZE,  die 
NATO, die EU, die WEU und der Europarat sind. Dabei bietet die OSZE allgemein die besten Vor-
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aussetzungen für einen gesamteuropäischen Sicherheitsdialog, während für den militärischen Aspekt 
von Sicherheit und Stabilität die NATO eine beeindruckende Rolle spielt.
Gerade das Nordatlantische Bündnis kann in der politisch-militärischen Dimension – zunächst durch 
die Schaffung des Nordatlantischen Kooperationsrats und sodann durch die Realisierung des PfP-Pro-
gramms – ein Netz neuer Beziehungen in Europa schaffen. Eine wohldurchdachte, rationale Teilnah-
me am PfP-Programm steht nicht im Widerspruch zum Neutralitätskurs. Nicht  zufällig haben sich 
neutrale Länder wie Schweden, Finnland, Österreich und Malta dem PfP-Programm angeschlossen.
Was bringt Belarus eine aktive Teilnahme am PfP-Programm? Zum einen wird das Land an der Erar-
beitung eines neuen Beziehungssystems im Bereich der Sicherheit beteiligt. Darüber hinaus eröffnen 
sich ihm Wege zur Erweiterung der militärischen Kontakte mit den westlichen Demokratien, was in 
der Praxis zur Durchführung der Militärreform und zum Aufbau eigener Streitkräfte beitragen wird. 
Die Zusammenarbeit  wird es ermöglichen, das Problem der Entmilitarisierung und der Konversion 
der Verteidigungsindustrie zu lösen. 
Schon heute sind die Bedingungen für die beschleunigte Vorbereitung eines individuellen Partner-
schaftsprogramms zwischen der NATO und Belarus gegeben. In ihm sollen konkrete Maßnahmen und 
Aktivitäten festgelegt werden, die den Interessen und den Möglichkeiten von Belarus am besten ent-
sprechen. Die praktische Umsetzung des in der Verfassung des Landes verankerten Neutralitätsprin-
zips bietet die reale Möglichkeit,  sich von der "Umarmung durch russische Generäle" zu befreien. 
Für das Land besteht guter Grund, auf Neutralität zu setzen. Das ist nicht nur ein Verfassungsgebot, 
sondern auch eine Idee, die breiten Rückhalt in der Gesellschaft findet. In der Bevölkerung der Re-
publik sind Antikriegsstimmungen weit verbreitet.
Heute besteht eine völkerrechtliche Basis, die es Belarus ermöglichen kann, internationale Anerken-
nung seiner Neutralität  zu finden und entsprechende Sicherheitsgarantien zu erlangen. Die Rede ist 
von dem im Dezember 1994 von John Major, Bill Clinton und Boris Jelzin unterzeichneten Memo-
randum über Sicherheitsgarantien für Belarus.
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